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Gesetz zur Ausführung der Förderung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums des Landes Mecklenburg-Vorpommern

(ELER-Fördergesetz – LEFG M-V)

Vom 27. November 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 200 - 17

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Anwendung des Gesetzes

Dieses Gesetz dient der Durchführung der Vorschriften zu den Ver-
waltungs- und Kontrollsystemen der Verordnung (EU) 2021/2116 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 
2021 über die Finanzierung, Verwaltung und Überwachung der 
Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung 
(EU) Nr. 1306/2013 (ABl. L 435 vom 6. Dezember 2021, S. 187, 
L 29 vom 10. Februar 2022, S. 45, in der jeweils geltenden Fas-
sung, soweit sie sich auf die Umsetzung des Bienenzuchtsektors 
nach Artikel 54 bis 56 und der Intervention nach Artikel 69 bis 84 
der Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 2. Dezember 2021 mit Vorschriften für die Unter-
stützung der von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinsa-
men Agrarpolitik zu erstellenden und durch den Europäischen Ga-
rantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER) zu finanzierenden Strategiepläne (GAP-Strategiepläne) 
und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie 
der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 in der jeweils geltenden Fas-
sung beziehen, sowie zu seiner Durchführung erlassenen weiteren 
Rechtsakte der Europäischen Union.

§ 2
Entsprechende Anwendbarkeit von Bundesrecht

(1) Auf den Bienenzuchtsektor und alle ELER-Interventionen im 
Sinne des § 1 finden folgende Vorschriften entsprechende Anwen-
dung:

1. GAP-Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem-Gesetz:

a) § 7  Absatz 1 (Verwendung einer einheitlichen Regis-
triernummer)

b) § 11 (Kürzungen, Sanktionen und Ausschlüsse)

c) § 12 (Aufrechnung)

d) § 13 (Obergrenzen)

e) § 14  Absatz 1, 2 und 4 (Ausnahmen von Kürzungen, 
Sanktionen und Ausschlüssen)

f) § 15 (Antragsablehnung bei Verhinderung der Kontrolle)

g) § 16 (Befugnis zur Übermittlung von Daten),

2. GAP-Finanzinteressen-Schutz-Gesetz:

a) § 3 (Angaben zur Identifizierung)

b) § 4  (Erhebung, Speicherung und Verwendung perso-
nenbezogener Daten)

3. GAPInVeKoS-Verordnung:

a) § 9 (Betriebsbezogene Angaben)

b) § 23 (Berichtigung offensichtlicher Irrtümer)

c) § 41  Absatz 1 bis 4 (Informations-, Mitwirkungs- und 
Aufbewahrungspflichten)

d) § 49 (Aufrechnung)

(2) Auf flächenbezogene ELER-Interventionen nach den Arti-
keln 70 bis 72 der Verordnung (EU) 2021/2115 finden über Ab-
satz 1 hinaus folgende Vorschriften entsprechende Anwendung:

1. GAP-Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem-Gesetz:

a) § 3 (Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem)

b) § 4  (Kommunikation zwischen zuständiger Behörde 
und Betriebsinhaber)

c) § 6 (Fristen)

d) § 8 (Mitwirkungspflichten des Betriebsinhabers)

e) § 14  Absatz 3 (Ausnahmen von Kürzungen, Sanktionen 
und Ausschlüssen)

2. GAPInVeKoS-Verordnung:

a) § 3 (Landwirtschaftliche Parzelle)

b) § 5  Absatz 5 (Nachweis der Verfügungsberechtigung 
des Betriebsinhabers)

c) § 7  Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 (Sammelantrag; Er-
mächtigung zur Abfrage weiterer Angaben)

d) § 8  Absatz 3 Nummer 1 und 4 (Informations-, Mitwir-
kungs- und Aufbewahrungspflichten)

e) § 11 (Flächenbezogene Angaben)

f) § 21  (Besondere Angaben hinsichtlich der Einhaltung der 
Konditionalität)

g) § 22 (Änderung des Sammelantrages)

h) § 30 (Unterrichtungspflichten der Behörde)
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i) § 31 (Kontrollbericht)

j) § 33  (Vor-Ort-Kontrollen bei dem Flächenüberwachungs-
system)

k) § 36  (Ergänzende Kontrollen von flächenbezogenen Di-
rektzahlungen, die nicht durch das Flächenüberwa-
chungssystem kontrolliert werden)

l) § 41  Absatz 5, 6 und 8 (Informations-, Mitwirkungs- und 
Aufbewahrungspflichten)

m) § 43  (Sanktion bei Nichtanmeldung aller Flächen)

n) § 44  Absatz 1 und Absatz 2 (Sanktionen bei Übererklä-
rungen)

o) § 47  Absatz 1 Nummer 2 bis 4 (Reihenfolge der Abzüge).

§ 3
Kürzung und Sanktion

(1) Bei Nichteinhaltung von Nebenbestimmungen ist die Zuwen-
dung zu kürzen oder zu sanktionieren. Die Höhe der Kürzung 
oder Sanktion richtet sich grundsätzlich nach Schwere, Ausmaß, 
Dauer und Häufigkeit des festgestellten Verstoßes. Die Schwere 
eines Verstoßes hängt insbesondere davon ab, wie groß die Aus-
wirkungen des Verstoßes unter Berücksichtigung der Ziele der 
nicht eingehaltenen Verpflichtungen oder der Auflagen sind. Das 
Ausmaß wird insbesondere anhand der Auswirkungen des Ver-
stoßes auf das Vorhaben insgesamt beurteilt. Für die Bestimmung 
der Dauer ist insbesondere maßgeblich, wie lange die Auswirkun-
gen andauern oder welche Möglichkeiten bestehen, diese Aus-
wirkungen mit angemessenen Mitteln abzustellen. Die Häufigkeit 
wird danach beurteilt, ob bereits ähnliche Verstöße innerhalb der 
zurückliegenden vier Jahre oder – wenn es sich um dieselbe be-
günstigte Person und dieselbe Maßnahme oder Vorhabenart han-
delt – während des gesamten Programmplanungszeitraums 2023 
bis 2027 festgestellt wurden.

(2) Die Zuwendung einer ELER-Intervention im Sinne des § 2 ist 
vollständig aufzuheben, wenn

1. es sich um einen schwerwiegenden Verstoß gegen Nebenbe-
stimmungen handelt,

2. die begünstigte Person, um die Zuwendung zu erhalten, falsche 
Nachweise vorlegt oder falsche Angaben macht oder Informa-
tionen zurückhält, die der Zuwendung entgegenstehen oder

3. festgestellt wird, dass die begünstigte Person die Vorausset-
zungen für den Erhalt von Vorteilen künstlich, den Zielen der 
Verordnung (EU) 2021/2116 zuwiderlaufend geschaffen hat.

In den Fällen der Nummer 2 und 3 kann die Zuwendung auch für 
andere ELER-Interventionen ausgeschlossen werden.

§ 4
Besondere Vorschriften für den Bienenzuchtsektor und 

bestimmte ELER-Interventionen

(1) Bei flächenbezogenen ELER-Interventionen nach den Arti-
keln 70 bis 72 der Verordnung (EU) 2021/2115 wird die Zuwendung

1. abweichend von § 14 Absatz 1 Nummer 1 des GAP-Inte-
grierten Verwaltungs- und Kontrollsystem-Gesetzes auch 

dann ganz oder teilweise gekürzt, wenn die begünstigte 
Person aufgrund höherer Gewalt oder außergewöhnlicher 
Umstände Zuwendungsvoraussetzungen oder Nebenbestim-
mungen nicht erfüllen konnte. Dabei sind nicht entstandene 
Kosten oder Einkommensverluste zu berücksichtigen, deren 
Kompensation Zweck der Förderung war, und

2. wenn sie mehrjährig ist,

a) in den Fällen des § 3 Absatz 2 Nummer 1 auch für die Zu-
kunft ausgeschlossen, wenn das Ziel der Maßnahme nicht 
erreichbar ist,

b) in den Fällen des § 3 Absatz 2 Nummer 2 die Zuwendung 
im Kalenderjahr der Feststellung und dem darauffolgen-
den Kalenderjahr ausgeschlossen,

c) in Fällen höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Um-
stände für frühere Jahre nicht zurückgefordert und die 
Verpflichtung oder Zahlung in den nachfolgenden Jahren 
entsprechend ihrer ursprünglichen Laufzeit fortgesetzt, 
sofern die Grundlage für die Verpflichtungen nicht zer-
stört wurde.

(2) Für den Bienenzuchtsektor nach Artikel 54 bis 56 sowie nicht 
flächenbezogene ELER-Interventionen nach den Artikeln 73 bis 78 
der Verordnung (EU) 2021/2115 gelten folgende Besonderheiten:

1. Hat die begünstigte Person die zuständige Behörde darüber in-
formiert, dass eine Verpflichtung oder sonstige Auflage nicht 
eingehalten wurde, kann dies bei der Entscheidung über die 
Höhe der Sanktion berücksichtigt werden, es sei denn, die zu-
ständige Behörde hat der begünstigten Person ihre Absicht, 
eine Kontrolle vor Ort durchzuführen, bereits mitgeteilt oder 
bereits über einen Verstoß in Bezug auf den Antrag unterrichtet.

2. Bei Verstößen der begünstigten Person gegen die Vorschriften 
zur Auftragsvergabe gemäß § 98 des Gesetzes gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen sind im Rahmen der Bemessung der 
Sanktionshöhe die zum Zeitpunkt der Auftragsvergabe gel-
tenden „Leitlinien für die Festsetzung von Finanzkorrekturen, 
die bei Verstößen gegen die Vorschriften für die Vergabe öf-
fentlicher Aufträge auf von der Union finanzierte Ausgaben 
anzuwenden sind“, zu berücksichtigen. Sofern mehr als eine 
Unregelmäßigkeit im selben Vergabeverfahren festgestellt 
wird, werden die Korrektursätze nicht kumuliert. Es wird die 
Unregelmäßigkeit mit dem höchsten Korrektursatz berück-
sichtigt.

§ 5
Sanktion bei verspäteter Einreichung von Anträgen für 

flächenbezogene Interventionen

(1) Anträge für flächenbezogene Interventionen im Sinne des § 2 
Absatz 2 sind bei mehrjährigen Verpflichtungen bis zum 31.12. 
des Jahres einzureichen, das dem Jahr vorausgeht, in dem der Ver-
pflichtungszeitraum beginnt.

(2) Verspätet eingereichte Anträge sind von der Zuwendung aus-
geschlossen, wenn nicht einer der in Artikel 3 Absatz 1 Buch-
stabe e oder f der Verordnung (EU) 2021/2116 genannten Fälle 
höherer Gewalt und außergewöhnlicher Umstände vorliegt und 
dem Antragsteller dadurch die fristgerechte Einreichung des An-
trages unmöglich war und der Antrag bis zum 31.1. des Jahres 
eingereicht wird, in dem der Verpflichtungszeitraum beginnt.
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(3) Bei einjährigen Verpflichtungen und für Auszahlungsanträge 
bei mehrjährigen Verpflichtungen gelten der § 6 des GAP-Inte-
griertes Verwaltungs- und Kontrollsystem-Gesetzes und § 46 der 
GAPInVeKoS-Verordnung entsprechend.

§ 6
Verzinsung bei Erstattungen

Rückforderungen sind abweichend von § 49 a Absatz 3 Satz 1 
des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes mit Ablauf der durch 
die Bewilligungsbehörde bestimmten Zahlungsfrist, spätestens ab 
dem 61. Tag nach Absendung des Festsetzungsbescheides zu ver-
zinsen.

§ 7
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 mit Wirkung 
vom 1. Januar 2023 in Kraft.

(2) § 5 Absatz 2 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

Schwerin, den 27. November 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Der Minister für
Klimaschutz, Landwirtschaft,
ländliche Räume und Umwelt

Dr. Till Backhaus
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Zweites Gesetz zur Änderung des Landesrechnungshofgesetzes*

Vom 27. November 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Landesrechnungshofgesetzes

Das Landesrechnungshofgesetz vom 21. November 1991 
(GVOBl. M-V S. 438), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 14. Juli 2006 (GVOBl. M-V S. 572) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1. § 1 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Landesrechnungshof hat seinen Sitz in Schwerin und 
eine Außenstelle in Neubrandenburg.“

2. In § 3 Satz 3 wird das Wort „Drittel“ durch das Wort „Viertel“ 
ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Das Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

Schwerin, den 27. November 2023

* Ändert Gesetz vom 21. November 1991; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 63 - 1

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Der Finanzminister
Dr. Heiko Geue
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Gesetz zur Änderung des Aufgabenzuordnungsgesetzes*

Vom 27. November 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

§ 10 des Aufgabenzuordnungsgesetzes vom 12. Juli 2010 (GVOBl. 
M-V S. 383), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. Juni 
2013 (GVOBl. M-V S. 404) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst:

„§ 10
Aufgaben der Anhörung für Planfeststellungsverfahren, 

Übergangsregelung

(1) Die Aufgaben der Anhörung für Planfeststellungsverfahren 
nach § 6 Absatz 6 des Wasserverkehrs- und Hafensicherheitsge-
setzes, nach § 18 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes, nach § 6 
des Luftverkehrsgesetzes sowie nach § 15 Absatz 1 des Landes-
seilbahngesetzes werden den Landkreisen und kreisfreien Städ-
ten übertragen, soweit diese Verfahren Vorhaben betreffen, deren 
Träger eine kommunale Gebietskörperschaft ist oder an dem eine 
kommunale Gebietskörperschaft beteiligt ist.

(2) Für vor dem 1. Januar 2024 eingereichte Pläne werden die 
Aufgaben der Anhörung für Planfeststellungsverfahren nach § 45 
Absatz 2 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklen-
burg-Vorpommern von den Landkreisen und kreisfreien Städten 
fortgeführt, soweit diese Verfahren Vorhaben betreffen, deren 
Träger eine kommunale Gebietskörperschaft ist oder an dem eine 
kommunale Gebietskörperschaft beteiligt ist.“

Artikel 2

Das Gesetz tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

* Ändert Gesetz vom 12. Juli 2010; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 200 - 12

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

Schwerin, den 27. November 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Der Minister für Wirtschaft,
Infrastruktur, Tourismus

und Arbeit
Reinhard Meyer
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Landesverordnung zur Änderung der Struktur in der Straßenbauverwaltung und zur 
Aufhebung der Verordnung über die Neustrukturierung der Autobahnverwaltung in 

Mecklenburg-Vorpommern

Vom 27. November 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 200 - 6 - 115

Aufgrund

- des § 8 Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 2 des Landesorganisationsgesetzes vom 14. März 2005 (GVOBl. M-V S. 98), das 
durch Artikel 8 Nummer 8 des Gesetzes vom 28. Oktober 2010 (GVOBl. M-V S. 615, 618) geändert worden ist,

verordnet die Landesregierung und aufgrund

- des § 4 der Straßenbaustruktur-Landesverordnung vom 8. Dezember 2014 (GVOBl. M-V S. 650) sowie

- des § 60 Absatz 3 und 4 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Januar 1993 (GVOBl. 
M-V S. 42), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 229) geändert worden ist,

verordnet das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit:

1 Ändert LVO vom 8. Dezember 2014; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 200 - 6 - 76
2 Hebt VO vom 15. Dezember 2015 auf; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 90 - 1 - 3

Artikel 1
Änderung der Straßenbaustruktur-Landesverordnung1

Die Straßenbaustruktur-Landesverordnung vom 8. Dezember 2014 
(GVOBl. M-V S. 650) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird aufgehoben.

2. § 3 wird wie folgt gefasst:

„§ 3
Straßenmeistereien

Den Straßenbauämtern sind die nachfolgenden Straßenmeis-
tereien zugeordnet:

Straßenbauamt Straßenmeistereien
Straßenbauamt 
Stralsund

Bergen, Grimmen, Güstrow, Kröpelin, 
Martensdorf, Pastow, Ribnitz-Damgarten, 
Teterow und Stralsund

Straßenbauamt 
Neustrelitz

Anklam, Demmin, Eggesin, Helmshagen, 
Neubrandenburg, Neustrelitz, Pasewalk, 
Stavenhagen und Waren

Straßenbauamt 
Schwerin

Börzow, Consrade, Gadebusch, Hagenow, 
Lübz, Ludwigslust und Wismar“

Artikel 2
Aufhebung der Verordnung über die Neustrukturierung der 

Autobahnverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern2

Die Verordnung über die Neustrukturierung der Autobahnver-
waltung in Mecklenburg-Vorpommern vom 15. Dezember 2015 
(GVOBl. M-V S. 640) wird aufgehoben.

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 27. November 2023

Der Minister für Wirtschaft,
Infrastruktur, Tourismus

und Arbeit
Reinhard Meyer

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig
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